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In Luxemburg kommt es – endlich, wird man im 
Lande vielerorts feststellen – zu einer breiteren na-
tionalen Diskussion über die Zukunftsfähigkeit des 
„Luxemburger Modells“ und damit auch über die 
Werte und Ziele, die seiner Fortführung, Anpas-
sung oder Neuorientierung zugrunde gelegt werden 
sollen. Partikuläre wirtschaftliche Unternehmer- 
interessen und Arbeitnehmerinteressen – beide glei-
chermaßen am Wachstum interessiert – haben vor 
einiger Zeit mit allerdings recht unterschiedlichem 
Aufwand begonnen, Plattformen (z. B. 5vir12 oder 
transform!) einzurichten. So gelangen zumindest ei-
nige der Vorschläge für Strukturreformen oder For-
derungen nach Strukturkonservierung, die früher al-
lenfalls im stillen Kämmerlein der Tripartite auf den 
Tisch kamen, in die öffentliche Diskussion.

Die traditionellen Positionen des 
Unternehmerlagers…

Der – wie die Protagonisten von 5vir12 behaupten – 
„nach vorne und auf die künftigen Generationen“ 
gerichtete Blick des – sagen wir vereinfachend – Un-
ternehmerlagers bleibt zumeist auf die wirtschaftli-
che Entwicklung und die Staatsschulden fokussiert, 
er folgt dem liberalökonomischen Mainstream. Was 
sich dynamisch entwickeln muss und was statisch 
bewahrt werden soll, ist in dieser Perspektive klar: 
Das Wirtschaftsprodukt soll fortlaufend wach-
sen, dazu scheint nahezu jedes Mittel recht. Und 
zum statistischen Ergebnis muss jeder beitragen 
(„D’Lëtzebuerger mussen sech erëm aktiv un der 
Economie bedeelegen an eppes zum Räichtem vum 
Land bäidroen. […] Déi economesch Landschaft vu 
Lëtzebuerg kann net stoe bleiwen“). Die soziale Um-
verteilung soll hingegen gedeckelt bzw. eingefroren 

werden („D’Politik vun der Ëmverdeelung muss sech 
engem Zil vu Bestand verschreiwen“). 

Wer das nicht versteht oder gar anderer Meinung 
ist, wird in die Riege der Dummen und Rückstän-
digen eingeordnet. Zumindest in einer Präsenta-
tion von Raymond Schadeck wird die Gesellschaft 
in diejenigen eingeteilt, „who understand how the 
wealth we distribute is created and those who don’t 
and therefore blindly, selfishly and without questio-
ning protect today’s achievements and prerogatives.“ 
Kein Zweifel wird daran gelassen, dass der wahre 
Fortschritt nur einem „freien“ Unternehmertum zu 
verdanken sei, das ohne staatliche Reglementierung 
schalten und walten kann. Der Schlachtruf lautet: 
„stop demonizing ,entrepreneurs‘“ und „drastically 
reduce administrative burdens“. Er lässt sich gut mit 
der Suggestivfrage verbinden: „A wann déi Schwéier-
fällegkeet vun eise Verwaltungen sou kontraproduk-
tiv géif ginn, datt se all Creatioun vun Entreprisen 
onméiglech géif maachen?“

So kann man Öl in das alte Feuer der Auseinander-
setzung zwischen Liberalismus und Etatismus bzw. 
Reglementierern gießen und letztlich auch klassen-
kämpferische Parolen neu beleben – Auseinander-
setzungen, die dank hoher Wachstumsraten und 
entsprechend großer budgetärer (Um-)Verteilungs-
spielräume im Schoße der Tripartite und der Koali-
tionsregierungen längst erloschen zu sein schienen. 
Als Initialzündung für einen nationalen Besinnungs- 
und Diskussionsprozess mag eine Reanimation sogar 
nützlich sein. Als Perspektive für die Zukunftsgestal-
tung reicht das aber nicht aus. 

Das Wiederholen überkommener Schlagworte zum 
Verlust der nationalen Wettbewerbsfähigkeit, zur ge-
ringen Effizienz und Produktivität des öffentlichen 
Sektors, zur Erdrosselung der unternehmerischen 
Innovationskraft durch staatliche Regulierungen 

Der Wohlstandskuchen

Dieter 
Ewringmann

Der Nachhaltigkeitsdiskurs wird intensiver und bunter

Dieter Ewringmann ist Finanzwissenschaftler und beschäftigt sich 
mit Fragen der Nachhaltigkeit.

Den Hintergrund 
der Diskussion 

bildet also immer 
noch das allzu 

einfache Bild vom 
„Wirtschaftsku-

chen“, den die 
Produzenten 

möglichst frei und 
unbehindert sowie 
unter Ausnutzung 
sämtlicher frei ver-
fügbarer Ressour-

cen so groß backen 
sollen, wie es eben 

geht. Dann kann 
man anschließend 
auch jedem einen 

größeren Krümel-
anteil sichern.

Nachhaltigkeit  September 2013



18

Argumentationsallianz schwierig. Die Luxemburger 
Gewerkschaften geraten immer stärker in den Kon-
flikt, den im Durchschnitt überaus wohlhabenden 
Mitgliedern durch eine Art struktureller Reform-
blockade das erreichte hohe Niveau bewahren bzw. 
schützen zu wollen, und gleichzeitig eine Rolle als 
„soziales Gewissen“ zu besetzen, um dem ärmeren 
Teil und denjenigen, die aus den Arbeitsprozessen 
herausgeschleudert werden oder gar nicht erst her-
einkommen, eine Reformperspektive zu geben. Das 
wird wohl ohne klientelinterne Umverteilungen 
kaum funktionieren. Da ist es kein Wunder, wenn 
sich auch zwischen den einzelnen Gewerkschaften 
die Dissonanzen verstärken. 

Vor diesem Hintergrund wäre es ein großer Ge-
winn für die Arbeitnehmerseite, wenn es der ge-
werkschaftsorientierten transform!-Bewegung im 
Rahmen des transform!Europe-Netzwerks gelänge, 
einen Gegenentwurf zum neoliberalen Zukunftsmo-
dell zu entwickeln und dafür Ideen und Stimmen zu 
sammeln. Die Bewegung ist allerdings noch deutlich 
schwächer ausgeprägt und wohl auch nicht annä-
hernd so stark finanziert wie ihr Gegenspieler.

Neuere Plattformen

Inzwischen hat sich – neben einigen anderen Ansät-
zen – auch eine Initiative mit einem etwas breiteren 
Profil etabliert: „2030.lu – Ambition pour le futur“. 
Sie will sich nicht nur um den Diskurs kümmern, 
sondern auch versuchen, dafür wissenschaftlich 
referierte Informationen bzw. Unterlagen bereit-
zustellen. Das gilt vom Anspruch her auch für die  
SOLEP (Société luxembourgeoise de l’évaluation et 
de la prospective ASBL), die sich eine Verbesserung 
politischer Entscheidungen durch das Beisteuern 
von Methodenwissen vor allem in Evaluierung und 
Prognose auf die Fahnen geschrieben hat. Modell- 
basierte Entscheidungshilfen und Erfolgskontrollsys- 
teme im dauerhaft angewendeten Verfahren – das ist 
in der Tat ein wichtiges nationales Anliegen. Ob dar-
aus oder gar darüber ein gesellschaftlicher Diskurs – 
z. B. über angemessene Evaluationskriterien und 
Szenarioannahmen – entsteht, oder ob sich solche 
gemeinnützigen Einrichtungen nicht doch eher als 
liberale Think Tanks begreifen, bleibt abzuwarten.

Unabhängig von den evidenten Gruppeninteressen 
und Ideologien, die hinter der Etablierung solcher 
Foren bzw. Einrichtungen stehen und ihre Finan-
zierung sichern – ein Einstieg in einen öffentlichen 
Diskurs über solch unterschiedliche Kanäle ist ge-
nerell zu begrüßen. Es liegt nun an den Luxembur-
gern – den Bürgern, den ausländischen Residenten 
und den Berufspendlern – sich mit eigenen alter-
nativen Konzepten und Zukunftsvorstellungen in 

oder zum sorgenfreien Innovations- und Wachs-
tumsglück durch freies Unternehmertum entspricht 
einfach nicht der komplexen Struktur von privaten 
und öffentlichen Gütern, die für eine nachhaltige 
Entwicklung benötigt werden. Übrigens auch nicht 
den zahlreichen Unternehmenswünschen nach staat-
lichen Vorleistungen und „wettbewerbsschützenden“ 
Eingriffen. 

Man kann ohne sachliche Aufklärung kein Bild für 
das künftige Luxemburg entwickeln, das den Bür-
gerpräferenzen und ihren Wertvorstellungen zum 
Umgang mit Trade-Offs Rechnung trägt. Das gilt für 
die bisher nicht gelungene Messung der Produktivi-
tät öffentlicher Leistungen. Genauso fehlen empi-
rische Befunde zum „Restnutzen“ des mit externen 
Faktoren im Inland erwirtschafteten Wachstums für 
die Luxemburger Bürger (z. B. durch Berücksich-
tigung externer Kosten und Nutzen). Weitere As-
pekte, deren Wechselwirkungen und Zielkonflikte 
zu verdeutlichen sind, betreffen die Rolle öffentli-
cher Güter und ihrer Mischformen im Verhältnis 
zu privaten Gütern für das Wohlergehen der Bürger 
(z. B. in Form von Stadt-, Regional- oder Landes-
planung, von Naturschutz und allgemeiner, nicht 
arbeitsmarktorientierter Bildung).

… stehen den traditionellen Forderungen  
der Gewerkschaften gegenüber.

Arbeitnehmerinteressen tun sich deutlich schwerer, 
Gehör zu finden. Das liegt sicherlich nicht an einer 
zu geringen Zahl von interessierten und betroffe-
nen Bürgern; schließlich sind die meisten von ih-
nen Arbeitnehmer. Die zunehmende Kluft zwischen 
Hoch- und Niedrigverdienern macht allerdings die 
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den Diskurs einzubringen und nicht nur auf einer, 
sondern auf möglichst vielen der gebotenen Plattfor-
men deutlich zu machen, was sie wollen bzw. nicht 
wünschen. 

An einem solchen öffentlichen Gesellschaftsdiskurs 
bestand in Luxemburg bislang ein chronischer und 
struktureller Mangel. Da fehlt es den meisten an 
Übung, ihre Erwartungen an die Zukunft des Lan-
des zur Sprache und in eine Auseinandersetzung ein-
zubringen. Dies umso mehr, als Politik und Parteien 
sich zurückhalten mit Orientierungen, Langfrist-
zielen und Strategien für eine Gesellschaft, der die 
Wirtschaft dienen und die Umwelt eine dauerhafte 
Grundlage bieten soll. Und Staat bzw. Politik tragen 
leider auch nicht allzu viel dazu bei, den Bestand an 
Analysen und Daten zu erhöhen, der es den Bür-
gern ermöglichen würde, diverse Optionen künf-
tiger Entwicklung im Hinblick auf ihre konkreten 
Auswirkungen miteinander zu vergleichen und sich 
dann nicht zuletzt unter dem Eindruck der eigenen 
Betroffenheit zu entscheiden. 

Insofern – dies sei noch einmal wiederholt – sind 
neue Foren und selbst Think Tanks mit neuen Mei-
nungen und Informationen gut. Zu viel sollte man 
von ihnen auf Anhieb auch gar nicht verlangen. 
Schließlich müssen die Prozesse erst einmal angesto-
ßen werden, nicht alles kann schon zu Beginn in vol-
ler Tiefe und Breite ausgelotet und vermessen sein.

Der Diskurs bleibt aber noch zu einseitig

Dennoch: Neben der perspektivischen Enthaltsam-
keit der Politik lässt sich eine gewisse Einseitigkeit in 
der bisherigen Diskurslandschaft zur Nachhaltigkeit, 
in den Argumentationslinien und ihrer Entwicklung 
kaum bestreiten: Mit eindeutigem Vorrang geht es 
bei den zuvor genannten Foren und Plattformen 
und den hinter ihnen stehenden „Machern“ um die 
Wiedergewinnung wirtschaftlicher und staatsbud-
getärer Stabilität, also um zwar wichtige, aber rein 
ökonomische Aspekte der Nachhaltigkeit. 

Auch wenn viele andere Themen zur Sprache kom-
men, überall schimmert die Priorität durch, die 
letztlich relativ kurzfristigen ökonomischen Krisen – 
mag man sie als Banken-, Staatsschulden-, Finanz- 
oder Konjunktur- bzw. Wachstumskrise apostro-
phieren – müssten ganz gleich mit welchen Opfern 
schnellstmöglich überwunden werden. Der kleine 
„Krisenrest“ im Ökologischen und Sozialen könne 
dann anschließend leicht „miterledigt“ werden. Vom 
Wachstum als alleinigem Schlüssel für die Zukunft 
rücken selbst diejenigen nicht wirklich ab, die das 
Modell Luxemburg durchaus kritisieren und bezüg-
lich seiner Zukunftsfähigkeit problematisieren. 

Man gewinnt bisweilen den Eindruck, dass das Mo-
dell eigentlich nur deswegen zur Disposition gestellt 
wird, weil es in seiner Funktion als Wachstumsmo-
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tor stottert. Das prägt natürlich auch die Sicht auf 
Reformnotwendigkeiten: „Wie kann durch Ände-
rungen sichergestellt werden, dass das Land zu ho-
hem Wirtschaftswachstum zurückfindet?“ und – das 
macht die soziale Diskussion aus – „wem sollen die 
Kosten der strukturellen Anpassung aufgebürdet 
werden bzw. wer soll in welchem Umfang an Zu-
gewinnen partizipieren?“ – das sind die häufigsten 
Fragen. 

Am schönsten wäre es doch, wenn den Politikern ein 
neuer Trick einfiele, mit dem die früheren Wachs-
tumsraten perpetuiert werden könnten. Denn dann 
brauchte man eigentlich auch das Modell Luxem-
burg nicht zu ändern. So ist man eher widerwillig 
gezwungen, am Modell herumzubasteln.

Das falsche Bild vom Kuchen

Den Hintergrund der Diskussion bildet also immer 
noch – wenngleich mit modernerem Mainstream-
Vokabular aus diversen Ökonomielehren „aufge-
peppt“ – das allzu einfache Bild vom „Wirtschafts-
kuchen“, den die Produzenten möglichst frei und 
unbehindert sowie unter Ausnutzung sämtlicher frei 
verfügbarer Ressourcen so groß backen sollen, wie es 
eben geht. Dann kann man anschließend auch jedem 
einen größeren Krümelanteil sichern. Auch wenn sie 

andere Schwerpunkte für die Verteilung des Kuchens 
setzen – selbst die Gewerkschaften verharren bei die-
sem Bild und bleiben auf „Wachstumskurs“. Für die 
politischen Parteien gilt dies erst recht. 

Vor diesem Bildhintergrund prägen also Positionen 
einer unterschiedlichen Wirtschaftsideologie von 
Unternehmen und Gewerkschaften, wie sie sich in 
glatt gebügelter Form in den Parteiprogrammen wie-
derfinden, den begonnenen Diskurs: einig im un-
bedingten Wachstumsstreben, zerstritten in der Ge-
rechtigkeitsvorstellung, in der Frage der Verteilung 
des zunehmenden „Wohlstandes“ sowie der Rolle 
von Staat und Markt. 

Als Bild für eine nachhaltige Politik eignet sich  
die Wirtschaftskuchenidylle aber nicht. Zum einen 
zeigt die Empirie, dass Wachstum zwar die verfügba-
ren Verteilungsmittel größer werden lässt, dadurch 
aber keineswegs automatisch zu intra- und inter- 
generationaler Gerechtigkeit, zu sozialem Ausgleich 
bzw. Solidarität beiträgt. Zum anderen sind in die-
sem angeblichen Wohlstandskuchen immer mehr 
unappetitliche oder gar schädliche Bestandteile ent-
halten, die ihn unbekömmlich werden lassen; ganz 
zu schweigen von den nicht im Kuchen landenden 
Backrückständen – die ständige Vergrößerung des 
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Ist es schon erstaunlich, dass die Politik keinen echten Orientie-
rungsbeitrag für den Luxemburger Zukunftsdialog leistet, so ist 
es erst recht unverständlich, dass die Stimme derjenigen Institu-
tion kaum zu vernehmen ist, die den Wertekanon der abendlän- 
dischen Entwicklung und der luxemburgischen allzumal maßgeb-
lich geprägt hat – die Stimme der christlichen Kirchen. Angesichts 
des konfessionellen Proporzes in Luxemburg gilt dies in erster 
Linie für die römisch-katholische Kirche. Gewiss: Die Caritas- 
Organisation spielt in Nachhaltigkeitsfragen eine aktive Rolle im 
Land, und es gibt einige gute Artikel des Umweltbeauftragten. 
Das aber ist für christliche Kirchen, die in ihrem Selbstverständ-
nis die Kriterien für gute und schlechte Entwicklung schlechthin 
bereithalten, einfach zu wenig. Zu ihren Grundwerten gehören 
schließlich die Nächstenliebe und die Bewahrung der Schöpfung 
im Auftrag des Schöpfers. Und ihre Moraltheologen haben die 
ethischen Grundlagen des Wirtschaftens entwickelt. Da haben 
sie doch ihren Gläubigen und der ganzen Gesellschaft zu Fragen 
der sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Nachhaltigkeit 
einiges zu sagen. 

Zumindest bei der ökologischen Nachhaltigkeitsfrage erwartet 
man sich eine entschiedene Positionierung der Kirche. Nachhal-
tigkeit gehört schließlich für Christen – wie es die österreichischen 
Bischöfe formulieren – zum „Kerngeschäft des Glaubens“. Den 
Lebensraum Erde so zu gestalten, dass alle heute und morgen 
gut darin leben können, entspricht dem Grundauftrag des ersten 
Buches der Bibel. Das Prinzip der Nachhaltigkeit ist insoweit in 
der Schöpfungsidee bereits verankert. Ebenso wie die Nächsten-
liebe müsste es daher als Sozialprinzip „hochgehalten“ werden, 
um Bewusstsein, Zukunftspläne und das Handeln von Christen 
prägen zu können. Es müsste wie die übrigen Sozialprinzipien zu 
einem kirchlichen Dauerthema werden, um die Gläubigen an die 
daraus resultierenden Verpflichtungen zu erinnern, sie dadurch 
aber auch stark genug zu machen, die Anpassungszwänge aus-
zuhalten, die durch die Öko-Krise auf sie warten.

Die Sozialethik dient der katholischen Kirche immer wieder dazu, 
sich zu Grundfragen öffentlich einzulassen. So hat z. B. Mün-
chens Erzbischof Marx vor einiger Zeit mit Blick auf die Finanz-
krise und unter Berufung auf die christliche Soziallehre gefordert, 
Aktienspekulanten müssten Buße tun. Müsste die Kirche da nicht 
auch diejenigen aufrufen, Buße zu tun, die sich tagtäglich an der 
Umwelt bereichern und an der Zerstörung der Schöpfung mit-
wirken? Die Tatsache, dass daran nicht nur einige „Spekulanten“, 
sondern wir alle beteiligt sind, macht das in der Vermittlung viel-
leicht schwieriger, verdeutlicht aber zugleich, dass die Kirche bis-
her in ihrem „Kerngeschäft“ nicht besonders erfolgreich gewesen 
ist. Der katholische Theologe und Sozialethiker Markus Vogt hat 
dazu relativ provokant formuliert: „Christen müssten eigentlich 

geborene Umwelt- und Naturschützer sein“. Leider ist es aber ein 
Faktum, „dass Umweltzerstörung und Klimawandel überwiegend 
von christlich geprägten oder sich christlich nennenden Län-
dern ausging und ausgeht.“ Luxemburg gehört dazu. Es ist ein 
christliches, ja katholisches Land und eines der reichsten Länder 
der Erde. Es hat die christlichen Wurzeln und Sozialprinzipien in 
seinen Leitlinien praktischer sozialer Politik durchaus beachtet 
und verteilt seinen Wohlstand – selbst wenn manches noch bes-
ser werden könnte – in der Perspektive christlicher Grundwerte. 
Luxemburg ist aber zugleich ein Land mit extrem großer spezi-
fischer Umweltverschmutzung, das bei der Erwirtschaftung und 
Nutzung seines Wohlstandes einen schlimmen ökologischen Fuß-
abdruck hinterlässt. 

Woran liegt dieser Widerspruch zwischen Schöpfungsglauben 
und der gelebten Realität? In erster Linie wohl daran, dass die 
Schöpfungsidee innerhalb der Kirche nicht klar in ihrer Nach-
haltigkeitsrelevanz aufgearbeitet, in den Gemeinden nicht ihrer 
Grundbedeutung entsprechend präsent ist und auch nicht hinrei-
chend zum Gegenstand des gesellschaftspolitischen Wirkens der 
Kirchen gemacht wird. So ist uns Christen bisher kaum bewusst 
geworden, dass wir im ständigen Widerspruch zu den eigenen 
Grundwerten und Glaubensinhalten leben, ja uns permanent an 
der Schöpfung versündigen. Dass dies auch für Nicht-Christen 
gilt, soll für die christlichen Kirchen wie für ihre Gläubigen kein 
Alibi sein. 

Insofern bietet der Zukunftsdialog den Kirchen in Luxemburg eine 
gute Gelegenheit, auf dem Boden der christlichen Grundwerte 
eine intensive Nachhaltigkeitsinitiative zu starten. Der Zusam-
menhang von Schöpfung und Nachhaltigkeit muss stärker in das 
Gemeindeleben eingebracht werden. Das Thema gehört in die 
Feste, auf die Kanzeln bzw. in die Predigten. Den Glauben leben – 
das heißt schließlich auch: den Schöpfungsglauben durch aktiven 
Umweltschutz selbst praktizieren. Da konkreter Umweltschutz im 
täglichen Verhalten nicht allein ein Problem rationaler Begrün-
dung ist, sondern auch eine Frage der „Willensbildung auf einer 
tieferen, emotionalen und identitätsbildenden Ebene“ (Vogt), 
kann ihm durch religiöse bzw. spirituelle Motivation ein wichti-
ger Zusatzimpuls gegeben werden. Das „Verkünden“ christlicher 
Nachhaltigkeitswerte erlangt insoweit auch gesellschaftliche 
Relevanz. Auch deshalb sollte sich „Kirche“ in den Luxemburger 
Zukunftsdialog einbringen. Davon darf sie auch die öffentliche 
Auseinandersetzung um das künftige Verhältnis von Kirche und 
Staat nicht abhalten. Kirche ist schließlich nur dann ganz Kirche, 
wenn sie sich auf der Basis ihrer Werte und Normen ins Leben 
„einmischt“ – so hat Papst Franziskus es kürzlich formuliert.

Dieter Ewringmann

Wo bleibt die Kirche im Nachhaltigkeitsdiskurs?
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Kuchens führt zu immer größeren sozialen Verwer-
fungen und Umweltbelastungen. 

Wie man mit diesen Konflikten umgehen soll, das 
müsste eigentlich in den Fokus der Nachhaltig-
keitsdiskussion rücken. Dazu gehört die Frage, ob 
die Dynamik des Wirtschaftssystems mit weiteren 
Kuchenstücken noch dem Menschen nützt oder ob 
einfach die Menschen und ihre sozialen Institutio-
nen unter der Flagge des Wachstums der Wirtschaft 
zu dienen haben, und zwar unabhängig vom wei-
teren Netto-Gesamtnutzen. Andererseits bietet eine 
wachstumskritische Haltung solange noch keine Zu-
kunftsperspektive, wie es nicht gelingt, eine funkti-
onsfähige Post-Wachstumsgesellschaft zu skizzieren 
und modellhaft dazustellen, mit welchen Konse-
quenzen sie verbunden ist bzw. inwieweit sie den 
Zukunftserwartungen der Bürger entspricht. Ge-
rade solche Fragen, auf die traditionelle Ökonomik 
keine Antworten bereithält und für die eine „neue  
Ökonomik“ noch nicht existiert, müssen im Zu-
kunftsdialog auf ihre Kernkonflikte und -risiken her-
untergebrochen werden. Dazu gehört auch das zen-
trale Problem ökologischer Nachhaltigkeit, nämlich 
wie viel Naturkapital man opfern und durch tech-
nische Investitionen substituieren kann bzw. darf. 

Und: Von welcher Wertbasis aus trifft man eigent-
lich die notwendigen Abwägungsentscheidungen?

Es fehlt eine Grundwertediskussion

Angesichts derartiger Fragenkomplexe fällt ein ande-
rer noch fundamentalerer Mangel in der nationalen 
Diskussion auf: Auf Grundwerte wird zwar immer 
wieder verwiesen, über sie und ihre Bedeutung für 
eine zukünftige Ordnung, über die Vereinbarkeit 
unterschiedlicher Prinzipien, über die Diskrepanzen 
zwischen Grundsätzen und Grundwerten einerseits 
und der Planungs- und Entscheidungspraxis ander- 
erseits wird aber viel zu wenig diskutiert. 

Dazu wären sicherlich zuvorderst die politischen Par-
teien aufgerufen. Sie haben natürlich – wenngleich in 
unterschiedlicher Diktion und mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten – Grundwerte in ihren Parteipro-
grammen skizziert. Das CSV-Grundsatzprogramm 
greift z. B. textlich auf die Prinzipien der christlichen 
Soziallehre zurück. „Solidarität, Subsidiarität, Perso-
nalität, soziale Gerechtigkeit und das Gemeinwohl, 
zusammen mit den Prinzipien der Nachhaltigkeit 
und der Leistung in der Solidargemeinschaft, bestim-
men unsere Politik“, heißt es dort. Die Grünen be-
rufen sich in ihrer Grundsatzerklärung auf die sechs 
Prinzipien „Gerechtigkeit und Solidarität, Nach-
haltigkeit und bewusste Lebensweise, Humanis- 
tische Freiheit und Selbstbestimmung, Rechtsstaat-
lichkeit und Transparenz, gesamtgesellschaftliche 
Demokratie und Partizipation, Diversität und Zu-
sammenhalt“. Bei der LSAP heißen sie „Liberté, Jus- 
tice, Solidarité und Sécurité“. Im Programm der DP 
findet sich die Formulierung „Verantwortlich han-
deln, bedeutet die Zukunft so zu gestalten, dass die 
kommenden Generationen auch morgen noch ihre 
eigene Zukunft frei gestalten können“, also letztlich 
eine Version des Nachhaltigkeitsprinzips.

Muss man sich bei so viel deklariertem Wertebe-
wusstsein noch um Werte für ein Zukunftsmodell 
kümmern? – Allerdings! Allein schon die Tatsache, 
dass das vermeintlich so prinzipiengetreue, vorgeb-
lich an christlichen sowie aufklärerischen Werten 
orientierte politische Handeln genau in die Nach-
haltigkeitskrise geführt hat, müsste Anlass genug 
sein, über die Werteordnung, ihren gesellschaft-
lichen Stellenwert und ihre Realisierbarkeit neu 
nachzudenken. 

Wenn die Diskrepanz zwischen den Werten, an de-
nen sich die Menschen orientieren wollen, und der 
realen Entwicklung immer stärker wird, die meisten 
Entscheidungen den eigenen geäußerten Wertvor-
stellungen zuwiderlaufen, dann ist es Zeit für eine 
Zukunftsbesinnung. u

forum 332  Nachhaltigkeit
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